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So könnte es sein: Anwohne-
rInnen planen mit städtischer 
Unterstützung die Innenhöfe 
ihrer Wohnblocks nach Fa-
milien- und Kinderfreundlich-
keitskriterien. Der Entwurf des 
städtischen Haushaltes wird 
im Rahmen einer Konsultation 
den BürgerInnen vorgestellt. 
Elterninitiativen renovieren 
Kindergärten. Ehrenamtlich 
Engagierte erhalten Freikarten 
für Bus, Theater usw. – Bam-
berg auf dem Wege zur Bürge-
rInnen-Stadt. 

Projekte dieser Art im In- und 
Ausland sind kaum noch zu über-
sehen. Die Verwaltungen in den 
Städten machen sich schlau. Sie 
haben entdeckt: Eine Verwal-

tung trifft zielsicherer die Bedürf-
nisse ihrer BürgerInnen, wenn 
sie diese an Planungen und Ent-
scheidungen beteiligt. So sichert 
sich eine Stadt die guten Ideen 
und Aktivitäten ihrer Bewohne-
rInnen. Das Ausbleiben von Pro-
testen spart sogar noch Geld.

Eigenverantwortung 
fördern . . .

Diese Städte und Gemeinden 
haben ihre neue Rolle mit ver-
änderten Aufgaben erkannt: Es 
geht heute nicht mehr darum, 
dass die Verwaltung in ihrer 
stadthoheitlichen Funktion das 
gesellschaftliche Leben gänzlich 
von oben herab entscheidet und 
bestimmt. Vielmehr wird das 
Gemeinschaftsleben von zahl-
reichen, vielfältigen und mit-
einander verflochtenen Aktivi-

Wer nicht fragt, bleibt dumm!
täten einzelner Gruppen getra-
gen. Erfolgreiche Kommunalpo-
litik nutzt diese Eigenprojekte, 
fordert und fördert Eigenverant-
wortung. Die Verwaltung muss 
sich deshalb von der Entschei-
dungsbehörde zum Organisator 
und Koordinator gesellschaftli-
cher Prozesse wandeln.

. . . statt BürgerInnen zu 
gängeln

Die Chancen des BürgerIn-
nen-Engagements werden in 
Bamberg noch verkannt. Beteili-
gung beschränkt sich auf öffentli-
che Auslegungen und BürgerIn-
nenversammlungen. Zwar wird 
Ehrenamtlichkeit in Kirchen und 
Vereinen gelobt. Aber BürgerIn-
nen, die sich einmischen (Schutz-

gemeinschaft Alt-Bamberg, Ver-
ein „Bewahrt die Bergstadt“...), 
werden eher als Störenfriede ge-
sehen. Mangelnde Akzeptanz bei 
Großprojekten (Mehrzweckhal-
le, Diskothekbau an der Kro-
nacher Str.) wird von OB Lauer 
zwar lauthals beklagt, in die 
Planung einbezogen werden die 
betroffenen BürgerInnen jedoch 
nicht. Das Motto heißt nach wie 
vor: Der OB lädt brave Bürge-
rInnen zur Anhörung ein – und 
entscheidet allein.

So wie für Unternehmen Wett-
bewerbsfähigkeit das zentrale 
Qualitätskriterium ist, ist es für 
die attraktive BürgerInnen-Stadt 
der soziale Zusammenhalt und 
die Mitwirkung einer Vielfalt 
von AkteurInnen. Auch hier 
braucht Bamberg dringend An-
stöße und Veränderungen.

Das gilt auch für die Stadt: Sie muss auf Bürger und Bürgerinnen zugehen, um deren Ideen und 
Kompetenz zu nutzen

In Bamberg
 Konzepte von 

Gestern
Die Verwaltungsspitze entwik-
kelt ein Leitbild für Verwal-
tung und Stadt. Mitarbeite-
rInnen werden nicht beteiligt, 
die BürgerInnen zur Diskussi-
on untauglich beworben. Für 
eine umfassendere Beteiligung 
ist weder Geld noch Zeit da. 
Die Entwicklung eines Stadt-
logos wird nicht mit denen 
diskutiert, die sich mit dem 
Logo identifizieren sollen. Die 
Entwicklung wird für 40.000 
DM an ein Grafikbüro ver-
geben. Eine Koordinations-
stelle für Selbsthilfegruppen 
stellt ihre Arbeit mangels 
ausreichender Unterstützung 
ein. Straßenfeste, oftmals Ein-
stieg in Projekte der Nach-
barschaftsunterstützung, wer-
den durch restriktive Geneh-
migungspraxis erschwert. Auf 
dem JungbürgerInnenfest am 
6.1.2000 spricht der OB vor 
JungbürgerInnen, die Jungbür-
gerInnen selbst kommen gar 
nicht erst zu Wort. Sozialpla-
nung wird zwar praktiziert, 
Junge und Alte aber so be-
fragt, dass Aussagen über die 
Bedürfnisse in konkreten Sozi-
alräumen nicht gemacht wer-
den können. Eine Diskussion 
der Ergebnisse in den Stadttei-
len und mit den Betroffenen 
findet nicht statt.

Anderswo 
neue Wege zur 
Beteiligung
  Beschwerdemanagement in 

Form von Kummerkästen und 
Sorgentelefonen (Erlangen)
Publikumsbefragungen (Karls-
ruhe)
  offene Verhandlungsarenen, 

in denen AnwohnerInnen mit 
Moderation dabei unterstützt 
werden, Wohngebietskonflikte 
anzugehen (Berlin),
  Haushaltskonsultation (in 

Gemeinden Baden-Württem-
bergs)
  Runde Tische, Bürgerforen 

mit über 400 TeilnehmerIn-
nen zur Leitbildentwicklung 
(Lindau)
  Projektfamilien für städti-

sche Einrichtungen (Neustadt/
Weinstraße)
  Planungszellen zur Wohnge-

bietsentwicklung (Berlin)
  Unterstützung von Selbsthil-

fegruppen (fast überall)
  Nachbarschaftsgruppen, die 

NeubewohnerInnen Unterstüt-
zung geben,
  „Lernfeste“ zum Thema 

„Lernende Region“ (Ansbach 
und Benediktbeuren)
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R A T H A U S M A  I N
Schulden, Schulden, nichts als Schulden
Bis jetzt ist aus Lauers großen Versprechungen, die Stadtfinanzen 
zu konsolidieren, leider nichts geworden. Zwar konnte in den ver-
gangenen Jahren durch den ein oder anderen Geldsegen aufgrund 
höherer Gewerbesteuereinnahmen das Schlimmste verhindert wer-
den, doch auch damit ist es jetzt zu Ende. Schlimmer noch: Den 
größten Teil der von der Telekom entrichteten Gewerbesteuern 
muss die Stadt wieder hergeben, und bereits für 1999 sind we-
sentlich weniger Steuern eingenommen worden, als veranschlagt. 
Das treibt die Verschuldung in die Höhe. Und im Jahr 2000 
kann die Stadt – selbst bei größtem Optimismus – ihre laufenden 
Ausgaben nicht aus den Einnahmen decken, sondern muss in 
den Sparstrumpf greifen. Doch auch dieser ist bis auf den letzten 
Pfennig geleert, was wiederum nur dazu führen wird, dass 1,58 
Mio DM neue Schulden gemacht werden müssen. Und das bei 
über 100 Mio Mark, mit denen die Stadt (ohne Stadtwerke, Kli-
nikum und Entsorgungsbetrieb) ohnehin bereits in der Kreide 
steht. Bloße Haushaltskosmetik ist es da, wenn schuldenträchtige 
Bereiche wie der Kanalbetrieb in einen Eigenbetrieb ausgelagert 
werden. Die roten Zahlen finden sich dann zwar nichtmehr im 
städtischen Haushalt, sondern in einer gesonderten Bilanz – aber 
Schulden der Stadt und damit der Bürgerinnen und Bürger blei-
ben sie allemal.

„Unterlassener Bau unterhalt“ – 
Bamberg muß nachsitzen

Dass die Stadt Bamberg in den letzten Jahren ihre Schulen teilwei-
se hat verkommen lassen, ist nun schwarz auf weiß nachzulesen: in 
der Satzung des von Stadt und Landkreis neugegründeten „Zweck-
verbands Gymnasien“. Die Stadt verpflichtet sich darin nämlich, 
acht Jahre lang jährlich 500.000 DM an „Sonderzahlungen“ zu lei-
sten, weil (so wörtlich in der Sitzungsunterlage für den Stadtrat) 

„bei drei Gymnasien (Dientzenhofer-, Franz-Ludwig- und Clavius- 
Gymnasium) aufgrund des baulichen Zustandes, der Raumsitua-
tion und der Ausstattung erheblicher Investitionsbedarf besteht.“ 
Dieser „in den letzten Jahren unterlassene Bauunterhalt“ trat offen 
zu Tage, als Baufachleute aus Stadt und Landkreis gemeinsam 
die Schulgebäude inspizierten. Verständlicherweise wollte sich der 
Landkreis die offensichtlichen Mängel und Schäden nicht so ein-
fach unterschieben lassen, so dass die Stadt nun eine 4-Mio-DM-
Strafaufgabe aufgebrummt bekommen hat. Die GAL-Stadtratsfrak-
tion beantragt übrigens seit Jahren bei den Haushaltsberatungen 
zusätzliche Mittel für Bauaufwendungen an Schulen, ist damit aber 
regelmäßig an der Mehrheit der anderen Fraktionen gescheitert.

Andreas Becker (ödp, Dreier-
Fraktion): „Vielleicht wird auch das 

nächste Jahr Überraschungen für uns 

bereithalten. Vielleicht am 19. März, 

vielleicht auch erst zwei Wochen später. 

Vielleicht werden wir dann sagen: Na 

SOWAs.“

Josef Gehringer (REP) zur 
SPD-Fraktion: „Ich hab mir Euern 

Mist aa ang’hört, jetzt müsst ihr meim 

zuhörn.“

Dieter Weinsheimer (ÜBG) 
zum Thema Landesgartenschau: 

„Optimismus ist die Mutter des Erfol-

ges.“

Wirtschaftsreferent Robert 
Gegenfurtner: „Neue Sozialwoh-

nungen brauchen wir nicht – derzeit 

stehen 18 leer.“

Rudolf Grafberger (sei 30 Jah-
ren CSU-Stadtrat): „Wenn ich eine 

attraktive Stadt haben will, da muss 

ich halt was tun.“

Sprüch ausm Stadtrat:
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Der Planungszirkel tagt


